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Einleitung

Inzwischen sind wir bei ca. 20 verfassungsrechtlichen
Habilitationen im Jahr,  kaum eine unter 500 Seiten,

und alle sollen der Theorie nach innovativ sein,
müssen also neue Inhalte der Verfassung behaupten,

die bisher noch niemandem aufgefallen sind.

(Bryde, in: Vorländer (Hrsg.),
Integration durch Verfassung, 2002, S. 329 [337])

A. Verfassungsversprechen

Verfassungen versprechen Stabilität. Als rechtliche Grundordnung des Ge-
meinwesens, gleichsam als „ruhender Pol des Ganzen“1 sollen sie den fluiden
politischen und sozialen Prozessen Struktur und Orientierung vermitteln so-
wie Grenzen setzen. Indem eine Verfassung etwa änderungsfeste Gehalte be-
stimmt und prozedurale Revisionserschwernisse aufstellt, rüstet sie sich gegen
allzu ungestüme Zugriffe des Zeitgeistes in Gestalt der verfassungsändernden
Gewalt. Der Schutz des Vertrauens in die Unverbrüchlichkeit der Verfassung
ist nach einer klassischen Lesart aber kein Selbstzweck, sondern Funktionsbe-
dingung ihrer normativen Kraft. Der normative Geltungs- und Gestaltungs-
anspruch der Verfassung werde durch faktische Änderungen der Machtver-
hältnisse oder sonstiger Rahmenbedingungen im Verfassungsstaat abgelöst,
wo wirklich oder vermeintlich zwingende tatsächliche Erfordernisse höher
bewertet würden als die geltenden normativen Regelungen.2

Nicht minder klassisch und plausibel ist jedoch der Hinweis auf die dro-
hende Versteinerung des Verfassungsrechts infolge einer unterbliebenen An-
passung an veränderte Rahmenbedingungen. Wo die Verfassung zum Fossil
erstarrt, hemmt sie notwendige Verfassungsentwicklungen „aus der erlosche-
nen Autorität längst verstorbener Generationen“3, provoziert Umgehungs-
strategien und büßt ihr Steuerungspotential ein. Aus dieser Warte erweist sich

1 Stern, Staatsrecht I2, S. VIII.
2 Hesse, Die normative Kraft der Verfassung, S. 16.
3 Masing, Der Staat 44 (2005), 1 (12).
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die Anpassungsfähigkeit einer Verfassung an geänderte Verhältnisse als der ei-
gentliche Garant ihrer Kontinuität und Legitimität. Daher gilt gleichermaßen:
Verfassungen verlangen Flexibilität. Deutlicher noch: Die Verfassung gewinnt
ihre Stabilität gerade durch Flexibilität.

Es besteht somit ein Verweisungszusammenhang von Stabilität und Flexibi-
lität sowie von Verfassung und Verfassungswirklichkeit, der einen Ausgleich
zwischen den widerstreitenden Prinzipien aufgibt und durch den sich eine
Dynamik von Verfassung und Verfassungsrecht durch maßvolle, aber hinrei-
chende Anpassungen an geänderte Verhältnisse in der Verfassungswirklichkeit
entfaltet.

B. Digitalisierung als Anstoß des Wandels

Mit der Digitalisierung nimmt die vorliegende Studie ein Phänomen in den
Blick, das grundlegende Veränderungen im Verfassungsstaat des Grundgeset-
zes bewirkt, deren umfassende verfassungsrechtswissenschaftliche Analyse
aber bislang aussteht. Der allgegenwärtigen Verwendung des Begriffs begegnet
die Untersuchung zunächst mit einer terminologischen Präzisierung. Sie ver-
steht Digitalisierung nicht vorrangig in einem technischen Sinne als die Über-
führung messbarer analoger Größen in diskrete, häufig binär codierte und da-
mit computerlesbare Werte. Digitalisierung dient vielmehr als Chiffre für ei-
nen umfassenden gesellschaftlichen und kulturellen Wandel, der durch die
Entwicklung neuer digitaler informations- und kommunikationstechnischer
Systeme angestoßen wurde und der sich im Bedeutungszuwachs dieser Sys-
teme für die private und die öffentliche Kommunikation manifestiert. Kenn-
zeichen dieser Digitalisierung im weiten Sinne sind die Dynamik der techni-
schen Entwicklung, die Vernetzung der digitalen Endgeräte, die Konvergenz
von Infrastrukturen, Endgeräten und Diensten, die Ubiquität der Informati-
ons- und Kommunikationstechnik sowie die Datafizierung.

Die Digitalisierungsforschung steht im Kontext einer langen technikphilo-
sophischen Debatte, deren Ursprünge bis in die Antike reichen. Das „Nach-
denken über Technik“4 bewegt sich dabei grosso modo zwischen zwei Polen,
die sich als Technikutopie und Technikdystopie bzw. Technikoptimismus und
Technikpessimismus beschreiben lassen und die jeweils das Verhältnis des
Menschen und seiner Gesellschaft zum technischen Fortschritt thematisieren
– hier in Gestalt eines ausweglosen technischen Determinismus aller Lebens-
bereiche, dort durch die Annahme der universellen Gestaltbarkeit der techni-
schen Entwicklung durch den Menschen.5 Und so registrieren zeitgenössische

4 So der Titel des Sammelbands von Hubig/Huning/Ropohl über die Klassiker der Technik-
philosophie und neuere Entwicklungen.

5 Vgl. Hubig, in: Hubig/Huning/Ropohl (Hrsg.), Nachdenken über Technik, S. 19 (39).
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Analysen auf der einen Seite „überaus populäre […] Medienutopien […], die
mit Digitalisierung und Internet in den Mittelpunkt des gesamtgesellschaftli-
chen Zukunftsdiskurses gerückt sind“ und in denen sich „in einem besonderen
Maße – vorderhand jeder Ideologie unverdächtig – technische Potentialerwar-
tungen und gesellschaftliche Transformationsvorstellungen [verbinden], die
mit schillerndem Revolutionsvokabular belegt werden“6. Auf der anderen
Seite stehen kulturpessimistische Einschätzungen der Digitalisierung, die etwa
in dem sonderbaren Rat einer (dauerhaften) digitalen Abstinenz münden.7

Die Rechtswissenschaft sollte diese Diskussionen aufmerksam verfolgen.
Dann hätte sich zwar die in der Debatte um „Recht und Automation“ im Aus-
gang der 1960er Jahre aus zivilrechtswissenschaftlicher Perspektive geäußerte
Besorgnis bewahrheitet, „daß es auch bei der rechtlichen Beurteilung von
Computerfragen ohne übermäßigen theoretischen Aufwand nicht abgehen
wird“8. Diesen theoretischen Aufwand sollte sie aber nicht scheuen, um auch
technikphilosophisch informierte rechtswissenschaftliche Konzepte für die Be-
antwortung der mit der Digitalisierung verbundenen Rechtsfragen entwickeln
zu können. Dabei ist sie jedoch gut beraten, eine realistische Einschätzung zu-
grunde zu legen, die zu einseitigen Versprechungen im Hinblick auf die Digita-
lisierung ebenso Distanz hält wie zu überzeichneten Befürchtungen. Ohnehin
kennt das Recht kein Diktat der Technik.9 Ein solches negierte den Modus des
Politischen, das zu organisieren wiederum Aufgabe der Verfassung ist. Viel-
mehr hat die in der von Helmut Schelsky10 ausgelösten Technokratiedebatte ge-
wonnene Einsicht, die zwar die Legitimität der Technik anerkennt, aber die
normative Verantwortung des Menschen für die technische Entwicklung be-
tont, noch immer Bestand. Mit Blick auf den freiheitlichen Verfassungsstaat des
Grundgesetzes muss es der Verfassungsrechtswissenschaft deshalb darum ge-
hen, freiheitsermöglichende wie freiheitsgefährdende Potentiale der Digitalisie-
rung zu erkennen und hierauf Antworten des Verfassungsrechts auf der
Grundlage eines dynamischen Verfassungsverständnisses zu formulieren.

Einen Wandel durch Digitalisierung registrieren indes nicht nur Verfassung
und Verfassungsrecht, sondern zunehmend auch die Rechtswissenschaft
selbst. Für einen computational turn gibt es in der Rechtswissenschaft erste
Anzeichen, die die vorliegende Studie eingangs analysiert. Er beschreibt me-

6 Dickel/Schrape, Leviathan 43 (2015), 442 (443) m.w.N.
7 So bei Enzensberger, in: Schirrmacher (Hrsg.), Technologischer Totalitarismus, S. 70 ff.
8 Wieacker, FS Bötticher, S. 383 (389), freilich mit Blick auf das rechts-„theoretische Ge-

wichtestemmen“; dort auch schon die Warnung vor „dem starken futurologischen Pathos der
Informationstheorie […], von dem sich freihalten muß, wer die praktischen und sozialen Auf-
gaben des Rechts im Auge behalten will“ (S. 386).

9 Beschränkung des Rechts auf eine „katechontische Funktion“ gegenüber der technischen
Entwicklung bei Schlink, VVDStRL 48 (1990), 235 (259 f.); dagegen Schmidt-Aßmann, Das all-
gemeine Verwaltungsrecht als Ordnungsidee, 1. Kap. Rn. 32; vgl. auch Bull, Der Staat 58 (2019),
57 (59 f.).

10 Schelsky, Der Mensch in der wissenschaftlichen Zivilisation, S. 20 ff.
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thodisch-epistemische Veränderungen und Neuorientierungen innerhalb ei-
ner Wissenschaftsdisziplin, die neue Erkenntnisse dank neuer Erkenntnismit-
tel wie computergestützte Verfahren und digitale Ressourcen oder dank neuer
digitaler Kommunikationswege versprechen. Der computational turn in der
Rechtswissenschaft geht freilich noch keinesfalls so weit wie in den Nachbar-
wissenschaften, die sich mit den Digital Humanities ein neues, weites und
heterogenes Forschungsfeld erschlossen haben. So ließe sich denn der Verfas-
sungswandel durch Digitalisierung, der als Erkenntnisgegenstand im Mittel-
punkt der Untersuchung stehen soll, auch ohne eine „digitalisierte“ rechtswis-
senschaftliche Methodik untersuchen – die Studie hat gleichwohl von digital
verfügbaren Informationen und deren systematischen Aufbereitung in Daten-
banken profitiert. Der computational turn in der Rechtswissenschaft verdient
aber aus zwei anderen Gründen genauere Beachtung und wurde hier daher an
den Beginn der Untersuchung gestellt. Zum einen verdeutlicht er exempla-
risch die Reichweite der durch die Digitalisierung initiierten strukturellen Ver-
änderungen, die sich nicht nur auf die Verfassung und das Verfassungsrecht
beschränken, sondern auch andere Bereiche wie die Wissenschaft betreffen,
die aber ihrerseits an die Verfassung rückgekoppelt bleiben. Zum anderen ver-
stehen sich die Ausführungen zum computational turn als ein Beitrag zur
rechtswissenschaftlichen Methodendebatte, die durch die Digitalisierung
neuen Schwung gewinnt.

C. Verfassungswandel durch Digitalisierung

I. Verfassungsdynamiken

Ausgangspunkt der Untersuchung ist die These, dass die Digitalisierung phä-
nomenologisch beschreibbare Veränderungen auslöst, zu denen sich Verfas-
sung und Verfassungsrecht verhalten müssen. Diese These impliziert zunächst
ein dynamisches Verfassungs(rechts)verständnis, das sich im bereits angespro-
chenen Spannungsverhältnis zwischen Stabilität und Flexibilität der Verfas-
sung ebenso wie zwischen Normativität und Faktizität bzw. Verfassung und
Verfassungswirklichkeit entfaltet.

Mit der Totalrevision der Verfassung, der punktuellen Verfassungsände-
rung, der geänderten Verfassungsinterpretation und dem Verfassungswandel
hat die Verfassungsrechtswissenschaft unterschiedliche Instrumente analy-
siert, die den Verweisungszusammenhang zwischen den genannten Prinzipien
moderieren können. Unter ihnen nimmt der Verfassungswandel eine hervor-
gehobene Stellung ein, die allerdings durch seinen häufig als „schillernd“ be-
schriebenen Charakter begründet ist. Der deutschen Staatsrechtslehre ist der
Verfassungswandel eigentümlich fremd geblieben. Wo sie den Verfassungs-
wandel mit Verweis auf die von der Verfassung ausdrücklich vorgesehene
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Möglichkeit einer Verfassungsänderung und deren spezifische Rationalität
und Legitimation nicht ohnehin als unzulässig verwirft, spricht sie ihm jeden-
falls Konturenschärfe sowie methodischen Selbststand ab und verweist auf das
unklare Verhältnis zur Verfassungsinterpretation. Im Verfassungsstaat des
Grundgesetzes gibt aber gerade die Digitalisierung Anlass, den Verfassungs-
wandel als Mittel einer dynamischen Verfassungsanpassung genauer in den
Blick zu nehmen. Denn obwohl der Verfassunggeber die mit dem weiten Be-
griff der Digitalisierung in Bezug genommenen Folgen nicht absehen konnte,
hat der verfassungsändernde Gesetzgeber bislang lediglich mit zwei punktuel-
len Verfassungsänderungen (Art. 87f, 91c GG) auf sie reagiert. Als funktiona-
les Äquivalent zur Verfassungsänderung steht daher der Verfassungswandel
im Zentrum der vorliegenden Untersuchung, da er ebenso wie die Verfas-
sungsänderung in der Lage ist, politische, soziale oder technologische Ent-
wicklungen in der Verfassungswirklichkeit normativ zu verarbeiten.

II. Perspektiverweiterungen

1. Phänomenologisches Verständnis des Verfassungswandels

Mit Blick auf die Digitalisierung setzt dies allerdings eine Fortentwicklung der
Lehre vom Verfassungswandel voraus. Die Staatsrechtslehre unter dem
Grundgesetz hat den Verfassungswandel als einen norminternen Vorgang
konturiert, bei dem eine Interpretationsänderung eine Inhaltsänderung der
Verfassungsnorm ohne Textänderung in einem methodisch halbwegs vorge-
zeichneten Rahmen bewirkt. Dadurch lässt sie den Verfassungswandel zwar
an den Vorzügen teilhaben, „die normatives Denken und normgeleitetes Ent-
scheiden im Verfassungsrecht auszeichnen“.11 Der Preis für diese Dogmatisie-
rung des Verfassungswandels ist jedoch seine starke Kontextualität, die eine
Ursache für das Unbehagen der Staatsrechtslehre mit dem Verfassungswandel
und zugleich den Ansatzpunkt für eine Fortentwicklung der Lehre des Verfas-
sungswandels darstellt: Der Verfassungswandel kann bislang nur punktuelle
Entwicklungen innerhalb einer einzelnen Verfassungsnorm verarbeiten. Das
reicht aber nicht aus, um die mit der Digitalisierung verbundenen strukturellen
Veränderungen normativ zu rezipieren. Erst eine Neukonzeptionalisierung des
Verfassungswandels erlaubt es, auch solche strukturellen Wandlungen der Ver-
fassungswirklichkeit in den Blick zu nehmen, die sich zwar außerhalb einer
einzelnen Verfassungsnorm vollziehen, aber gleichwohl Rückwirkungen für
deren Auslegung und Anwendung zeitigen können.

Die vorliegende Untersuchung löst den Verfassungswandel daher aus dem
engen Korsett der einzelnen Verfassungsnorm und stellt Vermittlungsformen
zwischen Verfassungsrecht und Verfassungswirklichkeit bereit, die auch

11 Pauly, in: Jellinek, Verfassungsänderung und Verfassungswandlung, S. IX.
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Wandlungen jenseits einer einzelnen Verfassungsnorm aus rechtswissenschaft-
licher Warte beschreiben und rechtsdogmatisch verarbeiten können. Dadurch
nimmt sie die Phänomenologie des Verfassungswandels ernst, beschränkt sich
aber – anders als die Studien zum Verfassungswandel vor Inkrafttreten des
Grundgesetzes – nicht auf eine empirische Bestandsaufnahme und typologi-
sche Zuordnung von Fällen, in denen der Verfassungszustand vom Verfas-
sungstext abweicht. Das weite phänomenologische Verständnis des Verfas-
sungswandels, das alle Veränderungen im Sinn einer Verfassung bezeichnet,
die nicht förmliche Verfassungsänderungen sind, erfüllt die hier herausgear-
beiteten methodischen, legitimatorischen und dogmatischen Desiderate des
engen rechtsdogmatischen Verständnisses.

2. Leitbild digitaler Souveränität

Methodischer Anknüpfungspunkt für das Vorhaben, die Reaktionen des
Grundgesetzes auf die Digitalisierung als einen phänomenologisch verstande-
nen Verfassungswandel zu konzeptionalisieren, ist die Arbeit mit verfassungs-
rechtlichen Leitbildern, deren Voraussetzungen zunächst näher beleuchtet
werden. Sie dienen als ein Scharnier zwischen Verfassung und Verfassungs-
wirklichkeit und erfüllen bei der Untersuchung des Verfassungswandels eine
Deutungs-, Erklärungs- und Orientierungsfunktion.

Die mit der Digitalisierung verbundenen strukturellen Wandlungen lassen
sich am besten im verfassungsrechtlichen Leitbild digitaler Souveränität erfas-
sen, das für die Verantwortung und die Legitimität des Staates unter den Be-
dingungen der Digitalisierung steht. Der Begriff der digitalen Souveränität hat
bereits Einzug in digitalpolitische Programme sowie in nachbarwissenschaft-
liche Debatten gehalten – die rechtswissenschaftliche Diskussion kann hieran
anknüpfen. Vom verfassungstheoretischen Souveränitätskonzept unterschei-
det sich das hier geprägte Leitbild digitaler Souveränität indes durch seine
konstitutive Deutungsoffenheit: es will nicht Konturen schärfen, sondern
Komplexität reduzieren; es zielt (vorerst) nicht auf ein konsistentes Theorie-
gebäude, sondern will als heuristisches Instrument rechtswissenschaftlichen
Suchbewegungen eine Richtung geben.

Sowohl die Konstituierung als auch die Konkretisierung des verfassungs-
rechtlichen Leitbildes sind freilich das Ergebnis eines Zusammenwirkens ver-
schiedener Akteure. In legitimatorischer Hinsicht erkennt ein phänomenolo-
gisches Verständnis des Verfassungswandels daher auch den Beitrag anderer
Akteure als das Bundesverfassungsgericht als konstitutiv für einen Verfas-
sungswandel an, was die Studie mit Blick auf die Digitalisierung an verschie-
denen Stellen verdeutlicht.

Da ein verfassungsrechtliches Leitbild erst durch seine Konkretisierung im
Wege der Verfassungsinterpretation an Kontrast und Überzeugungskraft ge-
winnt, wählt die Untersuchung mit den verfassungsrechtlichen Aspekten digi-
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taler Infrastrukturen sowie dem Grundrechtsschutz in der digitalen Welt zwei
Bereiche aus, in denen am Leitbild digitaler Souveränität orientierte Verfas-
sungswandlungen nachgezeichnet werden.

3. Digitale Infrastrukturen

Das Leitbild digitaler Souveränität verweist auf den enormen Bedeutungswan-
del digitaler Infrastrukturen, die hier Telekommunikationsinfrastrukturen so-
wie die auf ihnen erbrachten Dienste bezeichnen sollen. Wie andere Infrastruk-
turen auch sind sie ein unabdingbares Mittel der sozialen, wirtschaftlichen und
politischen Integration eines Gemeinwesens und zugleich Bedingung der
Möglichkeit der Verwirklichung individueller Freiheitsrechte.

Die Staatszielbestimmung des Art. 87f Abs. 1 GG weist dem Bund daher
die Gewährleistungsverantwortung für die Telekommunikationsinfrastruktur
in Form einer Gewährleistung von flächendeckend angemessenen und ausrei-
chenden Dienstleistungen im Bereich der Telekommunikation zu, nachdem er
infolge der Privatisierung und Liberalisierung des Telekommunikationssek-
tors aus der unmittelbaren Erfüllungsverantwortung entlassen wurde. Diese
Gewährleistungsverantwortung wird indes zu oft als ein Universaldienstme-
chanismus interpretiert, der als ein nachlaufendes, am telekommunikativen
status quo orientiertes Regulierungsinstrument kaum Anreiz- und Steue-
rungswirkung etwa für einen nachhaltigen, zukunftsorientierten Breitband-
ausbau entfaltet. Eine solche konzeptionelle Engführung der Infrastruktur-
verantwortung wird dem Bedeutungswandel digitaler Infrastrukturen nicht
gerecht und verkennt die Offenheit des Art. 87f Abs. 1 GG für einen dynami-
schen Wandel. Die Untersuchung plädiert daher für eine gewandelte Ausle-
gung der Infrastrukturverantwortung als Optimierungsrecht und analysiert
verschiedene Optimierungsinstrumente. Gegenstand einer am Leitbild digita-
ler Souveränität orientierten Infrastrukturverantwortung gemäß Art. 87f
Abs. 1 GG muss schließlich auch ein hinreichendes, dynamisch zu bestim-
mendes Maß an IT-Sicherheit sein, das durch Legislative und Exekutive si-
cherzustellen ist.

4. Digitale Grundrechte

Das verfassungsrechtliche Leitbild digitaler Souveränität thematisiert zudem
die Rechtsstellung des Einzelnen unter den Bedingungen der Digitalisierung.
Während bisherige Reaktionen von Rechtsprechung und Wissenschaft auf di-
gitalisierungsbedingte Veränderungen beim Grundrechtsschutz aber eher
durch punktuelle Suchbewegungen als durch ein theoretisch oder dogmatisch
kohärentes Konzept gekennzeichnet sind, bietet ein phänomenologisches Ver-
ständnis des am Leitbild digitaler Souveränität orientierten Verfassungswan-
dels eine punktuelle Veränderungen transzendierende Perspektive auf die
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Grundrechtsentwicklung. Die vorliegende Untersuchung entwirft hierfür ein
Drei-Stufen-Modell der Grundrechtsentwicklung aus Interpretation, Innova-
tion und Kodifikation. Dieses Modell erlaubt es, Wandlungen und innovative
Lösungsansätze zu ordnen und differenziert zu bewerten. Interpretation, In-
novation und Kodifikation sind dabei als heuristische Kategorien zu verste-
hen, die gestufte Antworten auf einen steigenden grundrechtlichen Entwick-
lungsbedarf als Folge der Digitalisierung formulieren.

III. Perspektivbegrenzungen

Die vorliegende Untersuchung versteht sich nicht als Handbuch zu sämtli-
chen Verfassungsfragen der Digitalisierung. Ihr Ziel ist nicht die erschöpfende
Deklination, sondern die exemplarische Präsentation ihres Themas. Der Ver-
fassungswandel durch Digitalisierung wird konzeptionell entfaltet und in
zwei ausgewählten Verfassungsbereichen konkretisiert, ohne dass die Reich-
weite des Leitbildes digitaler Souveränität damit abschließend benannt wäre.
Dass bei dieser Herangehensweise Fragen offenbleiben, liegt auf der Hand.
Das scheint aus Gründen der Relevanz, der Signifikanz und der Abundanz
aber unschädlich.

1. Relevanz kommt dem hier entwickelten Konzept des am Leitbild digita-
ler Souveränität orientierten Verfassungswandels zu, weil es sich ohne Weite-
res auf vorliegend nicht behandelte Themenfelder der Verfassung übertragen
lässt. Das gilt etwa für den bisher vor allem aus völkerrechtlicher Perspektive
erörterten Cyber Warfare, in dem sich der klassische (hier nicht thematisierte)
Bedeutungskern der (äußeren) Souveränität aktualisiert.12 Ebenso kann die di-
gitale Souveränität Wandlungen des demokratischen Prinzips des Grundgeset-
zes ausleuchten und anleiten, die die Digitalisierung bereits angestoßen hat
oder noch anstoßen könnte. Rechtswissenschaftliche Suchbewegungen rei-
chen hier von Detailfragen wie der verfassungsrechtlichen Zulässigkeit des
Einsatzes von Wahlcomputern bei der Bundestagswahl13 über die verfassungs-
rechtliche Beurteilung komplexer computergestützter Abstimmungsverfah-

12 Vgl. statt vieler Schmitt, Stanford Law & Policy Review 25 (2014), 269 ff.; ders. (Hrsg.),
Tallinn Manual 2.0 on the International Law Applicable to Cyber Operations (2017); aus der
deutschen Diskussion Krieger, AVR 50 (2012), 1 ff.; Heintschel von Heinegg, in: Schmidt-Ra-
defeldt/Meissler (Hrsg.), Automatisierung und Digitalisierung des Krieges, S. 159 ff., jeweils
mit umfangreichen weiteren Nachweisen. Mit verfassungsrechtlichem Schwerpunkt Marxsen,
JZ 2017, 543 (544 ff.).

13 Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Entscheidung zu Wahlcomputern jedoch da-
ran erinnert, dass der (ungeschriebene) Verfassungsgrundsatz der Öffentlichkeit der Wahl ver-
langt, dass die wesentlichen Schritte der Wahlhandlung und der Ergebnisermittlung vom Bür-
ger zuverlässig und ohne besondere informationstechnische Sachkenntnis überprüft werden
können müssen. Es hat einen möglichen Verfassungswandel damit – vorerst – zurückgewiesen
(BVerfGE 123, 39 Rn. 118 ff.).
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ren in Form der sogenannten Liquid Democracy14 bis hin zu grundlegenden
Erörterungen der Bedeutung internetbasierter Kollektivitätsformen für die re-
präsentative und partizipative Demokratie15.

2. Signifikanz haben die hier ausgewählten Bereiche der digitalen Infra-
strukturen und der Grundrechtsentwicklung unter den Bedingungen der Di-
gitalisierung, weil sich an ihnen die spezifischen Vorzüge und Leistungen eines
phänomenologisch verstandenen Verfassungswandels exemplarisch demonst-
rieren lassen: in methodischer Hinsicht wird der strukturelle Verfassungswan-
del mit Hilfe eines verfassungsrechtlichen Leitbildes auf einen Begriff ge-
bracht, der sodann durch Verfassungsinterpretation zu konkretisieren ist; in
legitimatorischer Hinsicht erweisen sich auch die Beiträge anderer Akteure als
das Bundesverfassungsgericht als konstitutiv für den Verfassungswandel; in
dogmatischer Hinsicht können schließlich Grenzen des Verfassungswandels
bestimmt werden.

3. Abundanz vermeidet die Arbeit, indem sie sich auf die genannten Ver-
fassungssegmente beschränkt und damit auch dem eingangs zitierten Caveat
desjenigen Rechtswissenschaftlers und späteren Bundesverfassungsrichters
Rechnung trägt, auf dessen im Geburtsjahr des Verfassers erschienene Habi-
litationsschrift16 das hier fortentwickelte Konzept des Verfassungswandels
aufbauen kann.

14 Vgl. hierzu im Überblick Buck, ZParl 43 (2012), 626 ff.; Reichert/Panek, in: Voss (Hrsg.),
Internet und Partizipation, S. 299 ff.; Bullwinkel/Probst, ZParl 45 (2014), 382 ff.; aus rechtswis-
senschaftlicher Sicht Seckelmann, DÖV 2014, 1 (4 ff.); Gärditz, Der Staat 54 (2015), 113 (136).

15 Kersten, Schwarmdemokratie, S. 159 ff.; vgl. auch Ingold, Der Staat 56 (2017), 491 ff.
16 Bryde, Verfassungsentwicklung (1982).
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– funktionale Äquivalenz   302
Volkszählungsurteil des BVerfG   316 ff.

Wege- und Mitbenutzungsrechte   279 ff.
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